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Der Stadt Winterthur
droht nächstes Jahr
ein Defizit von

11 Millionen Franken. Auf
eine Steuerfusserhöhung
will der Stadtrat aber ver-
zichten. Stattdessen sucht er
nach anderen Möglichkei-
ten, das Loch in der Stadt-
kasse zu verkleinern. Fün -
dig geworden ist er beim
Stadtwerk: Es ist im Besitz
der Stadt und für Strom,
Gas, Wasser, Abwasser, Fern-
wärme, Kehricht und das
Glasfasernetz der Stadt zu-
ständig. 

Ein stattlicher Teil der
Gewinne fliesst in die
Stadtkasse
Das Stadtwerk rentiert. Der
Betriebsge winn im letzten
Jahr betrug 19,3 Millionen
Franken. Umgerechnet auf
die 105 600 Einwohner sind
das 183 Franken pro Kopf.
Die Reserven des Stadtwerks
betragen 185 Millionen. Es
ist offensichtlich: Die Tarife
und Gebühren sind zu hoch. 

Ein Teil der Gewinne geht
vom Stadtwerk an die all -
gemeine Kasse der Stadt: In
den letzten Jahren waren es
jeweils zwischen 8,4 und 
10 Millionen, nächstes Jahr

will der Stadtrat diesen Be-
trag auf 14,4 Millionen Fran-
ken erhöhen. 

Winterthur ist kein Ein-
zelfall. Auch bei anderen
städtischen Werken sind die
Einnahmen deutlich höher
als die Kosten: 

Das Elektrizitätswerk der
Stadt Zürich (EWZ) muss ge-
mäss Parlamentsbeschluss
zwischen 6 und 9 Prozent
des Umsatzes als Gewinn
der Stadt abliefern. 2013 wa-
ren es 66,3 Millionen Fran-
ken. Vom Betriebsgewinn
von total 106,3 Millionen
Franken erhielt die öffentli-
che Hand zusätzlich 6,4 Mil-
lionen Franken an Steuern.

Die restlichen Millionen
flossen in die Rückstellun-
gen und Reserven.  

Das Unternehmen Energie
Wasser Bern (EWB) über-
wies in den vergangenen
Jahren jeweils zwischen 43
und 72,5 Millionen Franken
an die Stadt. Die Beträge
setzten sich nicht nur aus
 einem  ordentlichen Ge-
winnanteil zusammen, son-
dern auch aus aus serordent -
lichen Reserveausschüttun-
gen. Um Schulden zu beglei-
chen, zapfte Bern die über-
vollen EWB-Reserven an. Ab
diesem Jahr beträgt die Ge-
winnablieferung jeweils fix
25 Millionen Franken.

Die Energie Wasser Luzern
Holding AG (EWL) gehört zu
100 Prozent der Stadt Lu-
zern. Vom letztjährigen Ge-
winn von 29,4 Millionen
Franken erhielt die Stadt
eine Dividende von 15,5 Mil-
lionen. Dazu kommen 
1,5 Millionen Steuereinnah-
men und 3,5 Millionen
Konzes sionsabgaben für die
Nutzung des öffentlichen
Grundes – total 20,5 Millio-
nen Franken. 

Die Industriellen Werke
 Basel (IWB) schlossen letztes
Jahr mit einem Gewinn von

91,3 Millionen ab. Sie über-
wiesen 50 Millionen an die
Kasse von Basel-Stadt.

Auch kleinere Städte be -
nutzen ihre Werke als Geld -
lieferanten: Die selbständige
Gemeindeunternehmung
Energie Service Biel zum
Beispiel brachte der Stadt
im letzten Jahr eine Dividen-
de und Konzessionsabgaben
von total 9,85 Millionen
Franken ein. Selbst in der
Stadt Wil SG mit 23 000 Ein-
wohnern haben die Tech -
nischen Betriebe 2013 bei
 einem Gewinn von 7,8 Mil-
lionen Franken der Stadt-
kasse 4,4 Millionen gut-
schreiben können.

Die Beispiele zeigen: Die
Konsumenten zahlen nicht
nur für bezogene Leistun-
gen und eine angemessene
Reservebildung, sondern fi-
nanzieren mit den Gebüh-

Die Geldmaschinen der Gemeinden

Die Städtischen
Werke schwimmen
im Geld. Der Grund:
Die Konsumenten
zahlen überhöhte
Gebühren für Strom,
Gas, Wasser und
Kehricht. 

Schaltanlage Tössfeld: Das Stadtwerk Winterthur schrieb letztes Jahr 19,3 Millionen Franken Gewinn
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ren auch stattliche Beiträge
ans allgemeine Budget der
Städte. 

Für die Gemeinden ist es
einfacher, zusätzliche Gel-
der via überhöhte Tarife
und Gebühren zu holen
statt über Steuererhöhun-
gen. Doch das ist laut Alain
Griffel rechtlich zweifel-
haft. Der Professor für Ver-
waltungsrecht an der Uni
Zürich betont, dass Gewin-
ne aus Gebühren, welche
die Vollkosten für den be-
treffenden Verwaltungs-
zweig überschreiten und in
die allgemeine Kasse flies-
sen, Steuercharakter haben.
«Gemeinden und Städte
 haben aber gar nicht die
Kompetenz, neue Steuern
zu erfinden», sagt Griffel. 

Zudem: Überhöhte Ge-
bühren sind unsozial. Denn
eine kinderreiche Familie
verursacht mehr Abfall und
braucht mehr Wasser und
Energie als ein alleinste-
hender Millionär. Entspre-
chend höher sind für die Fa-
milie die Gebühren. 

Alle angefragten Städte
stellen in Abrede, ihren Ein-
wohnern zu hohe Tarife
und Gebühren zu verrech-
nen. Die grosszügige Ge-
winnabschöpfung rechtfer-
tigen sie mit Argumenten
wie dem unternehmeri-
schen Risiko, das sie ein -
gehen würden, oder der
Nutzung des öffentlichen
Grunds. Nur: Monopolbe-
triebe der Grundversor-
gung haben kein unterneh-
merisches Risiko.  Jeder
Haushalt braucht Wasser
und Energie, ist an das Ab-
wassersystem angeschlos-
sen und auf die Kehricht-
entsorgung angewiesen.

Der Preisüberwacher
sagt, dass Tarife und Ge-
bühren die Kosten decken
sollen. Gewinnmargen von
über 4 Prozent hält er für
überhöht. Kommt er zum
Schluss, dass eine Stadt oder
Gemeinde zu hohe Gebüh-
ren ver langt, empfiehlt er
eine Preis senkung. Doch
das ist rechtlich nicht bin-
dend.           Thomas Lattmann

   en

ZÜRICH

Auch der Hauseigentümer-
verband und der Gewerbe-
verband des Kantons Zü -
rich ärgern sich über den
steten Anstieg der Gebüh-
ren. Sie haben deshalb
eine Volksinitiative lanciert,
die zum Ziel hat, dass die
Stimmbürger bei der Höhe
der Gebühren das letzte
Wort haben. 

Die Gebühren seien im
Kanton Zürich innert zehn

Jahren um 70 Prozent ge -
stiegen, weil für eine Er -
höhung in der Regel ein
Beschluss der Regierung
oder Verwaltung genügt
habe, kritisiert Gewerbe-
verbands-Geschäftsleiter
Thomas Hess. Das Kan-
tonsparlament hat der Ini-
tiative bereits zugestimmt.
Das Zürcher Stimmvolk
entscheidet voraussichtlich
im nächsten Frühling.

Gebührenerhöhungen vors Volk?

Pro Monat gibt ein Schweizer
Durchschnittshaushalt Fr. 97.19
für Gebühren aus. Vor zehn Jahren
waren es erst Fr. 57.33. Staatliche
Gebühren schlugen somit um satte
69,5 Prozent auf. Die allgemeine
Teuerung  betrug in diesem
Zeitraum nur gerade 5,9 Prozent.
Das geht aus den Zahlen des
Bundesamtes für Statistik hervor.
Sie basieren auf den jährlichen
Befragungen bei 2600 Haushalten. 

Staatliche Gebühren dürfen nur
kostendeckend sein. Sie dürfen keine
Gewinne einbringen. 

Doch die Realität sieht anders aus:
Eine im Oktober veröffent lichte
Untersuchung der Eidgenössi schen
Finanzverwaltung zeigt zum
Beispiel, dass 18 kantonale Strassen -
verkehrsämter dank Gebühren -
einnahmen saftige Gewinne machen.
Das sind nichts anderes als Steuern –

ohne eine gesetzliche Grundlage
allerdings.

Das rechtliche Vorgehen gegen
ungerechtfertigte Gebühren gleicht
einem Kampf gegen Windmühlen.
So kassierte die Stadt Bern knapp
siebzig Jahre lang von den Grund -
eigentümern eine Lichtgebühr,
wenn der Hauseingang weniger als
100 Meter von einer Strassenlampe
entfernt lag. Grund: Die Lampe
schütze vor Einbrechern. 

Das Bundesgericht stufte diese für
die Schweiz einzigartige Gebühr
2005 als rechtswidrig ein. Nur:
Im selben Jahr erhöhte Bern die
im Jahr 2000 erfundene Regen -
abwassergebühr für Hausbesitzer
um 40 Prozent. Für ein Hausdach
von 151 Quadratmetern zahlen die
Hausbesitzer oder die Mieter seither
jährlich 140 Franken Regenabwas -
sergebühr. yde

Die Gebühren stiegen zehn Mal
mehr als die Teuerung 

Anstieg der Gebühr
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Gebühren: Anstieg um fast 70 Prozent

Gebührenexplosion: Steuereinnahmen ohne gesetzliche Grundlage

Q
U

E
LL

E
: 

B
U

N
D

E
S

A
M

T
 F

Ü
R

 S
TA

T
IS

T
IK

, 
H

A
U

S
H

A
LT

S
B

U
D

G
E

T
E

R
H

E
B

U
N

G
, 

IN
D

E
X

IE
R

T
 P

E
R

 2
00

3

S
TA

D
T

W
E

R
K

 W
IN

T
E

R
T

H
U

R
/P

&
B

 A
R

C
H

IT
E

K
T

E
N

 A
G




